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Liebe Leserin, lieber Leser

das ,Austesten” von Grenzen und
Folgen von Grenziiberschreitun-
gen sowie das Ausreizen eigener
Handlungsspielrdume sind wahrend
des Heranwachsens junger Menschen

ganz normal und erforderlich. Junge

Sandra Scheeres Menschen befinden sich in dieser Zeit
Senatorin fiir Bildung,

Jugend und Famili in einer physischen und psychischen

Umbruchphase. Eine eigene Identi-

tat wird entwickelt und die Rolle in
der Gesellschaft gesucht. Dazu gehort auch, dass vorgege-
bene Normen und Werte, gesellschaftliche Bedingungen so-
wie Erwachsene und deren Handeln in Frage gestellt werden,
dass anders gedacht wird und auch andere MaRstébe gel-
ten. Eigenes Handeln wird ausprobiert. Dieses Ausprobieren
geschieht oft im Gruppenzusammenhang. Werte der Gleich-
altrigen (Peers) haben dabei in der Regel mehr Bedeutung als
die der Erwachsenen. Delinquentes Verhalten junger Men-
schen ist deshalb nicht von vornherein als ein Beleg fiir eine
fehlgelaufene Entwicklung oder eine beginnende kriminelle
Karriere zu werten.

Aus diesen Griinden gibt es zusatzlich zum allgemeinen
Strafgesetzbuch (StGB) ein spezielles Jugendgerichtsge-
setz (JGG), das die Reaktion auf Straftaten Jugendlicher und
Heranwachsender regelt. Der erzieherische Gedanke steht
dabei im Vordergrund, auch wenn das JGG ein Strafgesetz ist.
Wéhrend freiheitsentziehende Sanktionen des JGG die mog-
lichen Risikofaktoren eines jungen Taters oder einer jungen
Taterin nicht unmittelbar zu entschérfen vermégen, haben
die ambulanten sozialpddagogischen Angebote nachweislich
eine besondere praventive Wirksamkeit. Dennoch entspricht
es der Verantwortung einer demokratischen Gesellschaft,
dass auf Delinquenz im Jugendalter situations- und altersan-
gemessen reagiert wird.
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In unserer Stadt verfiigen wir iiber ein breites Netz an ambu-
lanten sozialpadagogischen Angeboten nach dem JGG, die wir
lhnen mit dieser Broschiire vorstellen und erldutern mochten.
In Ergdnzung zu dieser Broschiire finden Sie unter

[% www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendkriminalitaet/

eine Aufstellung der konkreten ambulanten sozialpadagogi-
schen Angebote diverser Berliner Trager.

Es griift Sie herzlich
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W Ubersicht der Leistungsangebote nach dem JGG

Ambulante sozialpdadagogische Angebote
und Schwerpunkte

Beratungseinheit/Beratungsgesprich
- zur Losung aktueller Konfliktsituationen

Betreuungsweisung
- Hilfe durch einen Bezugsbetreuer fiir einen
langeren Zeitraum

Kompetenztraining/Einzeltraining
- zur Bearbeitung besonderer Problemlagen

Sozialkognitives Einzeltraining
- Modularisiertes Training, um zu lernen, Konflikte
sozial angemessen zu lgsen

Vermittlung in nicht pddagogisch betreute Arbeits-

leistungen/Freizeitarbeiten

- Vermittlung in schadenswiedergutmachende Arbeiten
als Reaktion auf das Fehlverhalten

Paddagogisch betreute Arbeitsleistungen/Freizeitarbeiten
- Aufarbeitung der Straftat sowie sozialer Probleme
durch Gesprache wahrend der Arbeit

Soziale Trainingskurse
- Erlernen neuer Handlungsmuster in der Gruppe

Suchtpréventive Trainingskurse
- bei Gefdhrdungen von stoff- und nicht stofflich
bedingten Abhdngigkeiten

Themenspezifische Kurzzeitkurse
- Soziales Lernen zu einem bestimmten Thema in
der Gruppe

Verkehrserziehungskurse
- Scharfung des Problembewusstseins bei Straftaten
im StralRenverkehr
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Kinder- und Jugenddelinquenz - Was ist das?

« Devianz bezeichnet abweichendes Verhalten im weites-
ten Sinne, zum Beispiel Essstérungen, Verwahrlosung,
Drogenmissbrauch oder Wohnungslosigkeit.

Delinquenz hingegen beschreibt - vorwiegend jugend-
liche - VerstoRe gegen Strafrechtsnormen, ohne dass
eine ordnungs- oder strafrechtliche Reaktion erfolgt
sein muss.

« Jugendkriminalitdt meint verfestigtes strafrechtsrele-
vantes Verhalten von Jugendlichen und Heranwachsen-
den mit ordnungs- oder strafrechtlichen Konsequenzen.

Die Begriffe werden in der Alltagssprache oft nicht genau
voneinander abgegrenzt.
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An wen richtet sich diese
Broschiire?

Es gibt vielfaltige spezifische Hilfen fiir delinquente Jugend-
liche und Heranwachsende, die nach jugendrichterlicher Wei-
sung oder Auflage in Berlin von freien Tragern der Jugendhilfe
durchgefiihrt werden.

Diese Broschiire wendet sich in erster Linie an
« Richterinnen und Richter,

 Schoffinnen und Schoffen,

Staatsanwiltinnen und Staatsanwilte,
« Betreuungshelferinnen und -helfer,

« Bewdhrungshelferinnen und -helfer,
 Erzieherinnen und Erzieher,

o Lehrerinnen und Lehrer,

« Sozialpadagoginnen und Sozialpadagogen aus der Jugend-
hilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH),

sowie andere Personen, die sich informieren wollen.

Ziel der Broschiire ist es, Ihnen einen Uberblick zu bieten tiber
den Hintergrund, die Ziele und die Maglichkeiten der ambu-
lanten sozialpadagogischen Angebote nach dem JGG in Berlin.



Einleitung - An wen richtet sich die Broschiire?

Hier finden Sie alle ambulanten sozialpddagogischen
Angebote in Berlin

Die genauen Leistungsbeschreibungen der Tréger - also die
bestehenden Angebote in Berlin - finden Sie auf unserer
Internetseite.

www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendkriminalitaet/

In der dort hinterlegten und stets aktualisierten Liste
haben Sie die M&glichkeit, Angebote nach Ihren Suchkrite-
rien zu filtern, um ein moglichst passgenaues Angebot fiir
die Jugendlichen oder Heranwachsenden zu finden.

Zudem finden Sie auf der Seite der Clearingstelle - Netz-
werke zur Pravention von Kinder- und Jugenddelinquenz
der Stiftung SPI dariiber hinausgehende Informationen
zum Thema.

www.stiftung-spi.de/projekte/clearingstelle/
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Was sind ambulante sozial-
padagogische Angebote nach
dem JGG?

Die ambulanten sozialp&da-
gogischen Angebote nach den
88 10, 15 JGG sind Weisungen
und Auflagen des Gerichts.
Sie leiten sich unmittelbar
aus der strafbaren Hand-
lung des jungen Menschen ab
und sind Ergebnis seines Ju-
gendgerichtsverfahrens. Die
Angebote sind nach & 50 AG
KJHG (Gesetz zur Ausfiihrung
des Kinder- und Jugendhilfe-

gesetzes) spezifische erzieherische Hilfen fiir strafféllig
gewordene Jugendliche und Heranwachsende im Alter von 14
bis 21 Jahren. Sie werden von der Jugendhilfe in Form definier-
ter Leistungsangebote vorgehalten oder in Pilotprojekten der
fiir Jugend zustdndigen Senatsverwaltung umgesetzt. Freie
Trager fiihren sie bezirksiibergreifend nach einheitlichen
fachlichen Standards durch. Damit wird der Jugendhilfe im
Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH) sowie den
Jugendgerichten ermdoglicht, eine erzieherisch notwendige
und geeignete Hilfe auszuwdhlen. Diese tragt dazu bei, die
Jugendlichen und Heranwachsenden in ihrer Entwicklung zu
fordern, ihnen individuelle Perspektiven zu eréffnen sowie er-
neute Straffalligkeit zu verhindern.



Was sind ambulante sozialpddagogische Angebote nach dem JGG ]

Es gibt Leistungsbeschreibungen fiir insgesamt zehn
Leistungsangebote in Berlin:

« Beratungseinheit/Beratungsgesprache,

» Betreuungsweisungen,

» Kompetenztraining/Einzeltraining,

« Pddagogisch betreute Arbeitsleistungen/Freizeitarbeiten,

« Soziale Trainingskurse,

Sozialkognitive Einzeltraining,

« Suchtpréventive Trainingskurse,

Themenspezifische Kurzzeitkurse,

« Verkehrserziehungskurse,

Vermittlung in nicht padagogisch betreute Arbeits-
leistungen/Freizeitarbeiten.

Die ambulanten sozialpddagogischen Angebote gehéren in
eine Reihe von Reformbemiihungen des Jugendgerichtsge-
setzes. In ihrer Etablierungsphase noch als ,,Neue Ambulante
MalRnahmen® bezeichnet, sollen sie eine explizite Alternative
zu freiheitsentziehenden Sanktionen darstellen.

Heute ,,ambulante sozialpddagogische Angebote®,

gestern ,,ambulante MaRnahmen“

Wéghrend in der Fachwelt bis vor Kurzem von ambulan-
ten MaRnahmen im Rahmen des JGG gesprochen wurde,
verwenden wir in dieser Broschiire den Begriff ,,ambulan-
te sozialpadagogische Angebote”. Dieser geht zuriick auf
die fachliche Weiterentwicklung und Neubenennung in die
»Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Ambulante Sozialpada-
gogische Angebote fiir straffdllig gewordene junge Men-
schen® - BAG ASA - der DVJJ (Deutsche Vereinigung fiir
Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen e. V.).
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Grundgedanke des JGG -
Padagogischer Hintergrund
und Wirksamkeit

Der Grundgedanke des Jugendgerichtgesetzes ist gepragt von
der entwicklungs- und psychologisch sowie kriminalsoziologi-
schen Erkenntnis, dass viele junge Menschen in der Phase von
Pubertat und Adoleszenz® Grenzen austesten. Dabei versto-
Ren sie mitunter auch gegen geltende Gesellschaftsnormen
oder Gesetze. Daher steht der Erziehungsgedanke im Vorder-
grund des Jugendgerichtgesetzes. Nicht nur die Tat an sich,
sondern auch die Personlichkeit der T&terin oder des Téters
und etwaige biografische Belastungen oder soziale Hinter-
griinde sind ausschlaggebend fiir die strafrechtliche Reaktion
des Gerichtes. Mit Hilfe eines breiten Spektrums von Maglich-
keiten kann erzieherische Einflussnahme differenziert ausge-
wdhlt werden. Alternatives Verhalten mit den jungen Men-
schen kann eingeiibt und mit verschiedenen p&dagogischen
Angeboten unterstiitzt werden.

Bereits zu Beginn eines Jugendstrafverfahrens besteht fiir
Jugendliche und Heranwachsende die Moglichkeit der Wieder-
gutmachung. Daraus ergibt sich die Moglichkeit der Verfah-
renseinstellung. Die Einstellung des Verfahrens nennt man
Diversion. Voraussetzung dafiir ist, dass die oder der Be-
schuldigte einsichtig ist und es sich um eine leichte oder mit-
telschwere Straftat ohne gravierende Schéden handelt. Das
Besondere an der Berliner Diversionsrichtlinie ist, dass das
Diversionsverfahren durch Sozialarbeiterinnen oder Sozial-
arbeiter, die ihre Beratungshiiros in den Rdumen der sechs
Berliner Polizeidirektionen haben, fachlich begleitet werden
kann.

L Als Adoleszenz bezeichnet man den letzten Abschnitt des Jugendalters zwischen
Pubertét und Erwachsenenalter.



Grundgedanke des JGG - Pddagogischer Hintergrund und Wirksamkeit [k}

Erziehen statt Strafen

Auch wenn das Jugendgerichtsgesetz ein Jugendstrafrecht
ist, hat es in erster Linie einen Erziehungsanspruch. ,Er-
ziehen statt Strafen® zielt auf die besondere Situation
von jungen Menschen in der Gesellschaft ab. Urteile zur
generalpraventiven Abschreckung oder aus Griinden der
Vergeltung sind nicht erlaubt. Allerdings bezieht sich das
Erziehungsziel hier auf die Legalbew&hrung. Es geht also
vordergriindig darum, ein Leben ohne Straftaten zu fiih-
ren.

Die Risikofaktoren in der Biografie delinquenter junger Men-
schen offenbaren sich beispielsweise mit sozialen Benach-
teiligungen, ausgehend vom Bildungsstand, innerfamilidren
Gewalterfahrungen und einem geringen tkonomischen Sta-
tus und fithren zum Ausschluss von sozialer Teilhabe. In der
alltaglichen Anwendungspraxis sollte daher vor allem auf
die im JGG vorgehaltenen Mittel zuriickgegriffen werden,
mit denen eine bestmdgliche soziale Integration der straf-
fallig gewordenen jungen Menschen erreicht werden kann.
Das hochste Potenzial fiir die Verwirklichung der préventi-
ven Zielsetzung des JGG? - ein Leben ohne Straftaten zu fiih-
ren - haben ambulante sozialpddagogische Angebote, wenn
sie konzeptionell addquat ausgestaltet, qualifiziert durchge-
fuhrt und gezielt eingesetzt werden.

2 Ausfiihrlich hierzu Heinz (2017): S. 165 ff.
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Leistungsbeschreibungen fir
ambulante sozialpadagogische
Angebote nach dem JGG

Im Land Berlin gibt es Vor-
gaben fiir eine einheitliche
Umsetzung der ambulanten
sozialpddagogischen Ange-
bote nach dem JGG. Dabei
geht es in erster Linie dar-
um, die Passgenauigkeit und
Flexibilitat der Angebote fiir
die jeweilige Zielgruppe zu
verbessern. Zudem gilt es,
eine einheitliche Definition

der Leistungsstandards fiir
erzieherische Hilfen fur straffallig gewordene junge Menschen
sicherzustellen und die Struktur der Leistungs- und Abrech-
nungsverfahren zu vereinheitlichen. Damit soll die Qualitats-
entwicklung und -sicherung gesteigert werden.

Es werden sogenannte Trdgervertrdge abgeschlossen, die
Leistungs-, Qualitats- und Entgeltvereinbarungen enthalten.
Dies entspricht dem § 49 AG KJHG analog dem Berliner Rah-
menvertrag fiir Hilfen in Einrichtungen und durch Dienste der
Kinder- und Jugendhilfe (BRVJug). Dadurch ist gewdhrleistet,
dass die nach dem JGG vorgegebenen fachlichen Standards der
Jugendhilfe durch den Leistungserbringer/Trédger erbracht
und eingehalten werden. In Berlin werden die ambulanten
sozialpadagogischen Angebote in der Regel als bezirkstiber-
greifende Leistungsangebote durchgefiihrt. Die Tragerver-
trage werden mit der Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend
und Familie geschlossen.



Leistungsbeschreibungen fiir ambulante sozialpddagogische Angebote nach dem JGG

Vor Vertragsabschluss priift die Senatsverwaltung die in den
Leistungsbeschreibungen vorgesehenen Voraussetzungen.
Nachdem der Trager unter Beriicksichtigung konzeptioneller
bzw. angebotsbezogener Konkretisierungen die Inhalte der
Leistungsbeschreibung in das Tragervertragsmuster einge-
tragen hat, ist es Aufgabe der Senatsverwaltung, auf die Ein-
haltung der Rahmenvorgaben beispielsweise im Hinblick auf
die Sicherung des Fachkréftegebotes zu achten.

Alle Leistungsangebote haben einen einheitlichen fachlichen
Standard hinsichtlich der Zielgruppenbeschreibung, der Rich-
tungs- und Handlungsziele, der Methoden, Regelleistungen,
personellen Voraussetzungen, der Dauer, des Umfanges, der
Berechnungsgrundlage, des Umganges mit Fehlzeiten und der
Qualitatsentwicklung.

Die Leistungsangebote wer-
den nach den Vorgaben des
Fachleistungsstundensat-
zes (FLS-Satz) oder auf der
Basis von FLS-Satzen mit
einer Fallpauschale ab-
gerechnet, die analog der
Fachleistungsstundensétze
aus dem Bereich der ambu-
lanten Hilfen zur Erziehung

fortgeschrieben wurden.

13
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Berliner Qualitatsstandards

Die Leistungserbringer bzw. freien Trdger sind fiir die Um-
setzung der in den Leistungsbeschreibungen aufgefiihrten
Standards verantwortlich. Darin ist unter anderem aufgefiihrt,
dass sozialpadagogische Fachkréfte zu beschaftigen sind, die
tiber eine personliche und fachliche Qualifikation verfiigen,
die dem spezifischen Auftrag des jeweiligen Leistungsangebo-
tes entsprechen. Diese Voraussetzungen bestehen in der Regel
bei Diplom/Bachelor Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen
sowie Diplom/Bachelor Sozialpddagoginnen und Sozialpa-
dagogen oder Personen mit gleichwertiger Ausbildung und
spezifischen theoretischen Kenntnissen. Im begriindeten Ein-
zelfall kann bei Gruppenangeboten eine Ausnahme unter der
Voraussetzung zugelassen werden, dass von den zwei einge-
setzten sozialpddagogischen Fachkridften mindestens eine
tiber die erforderliche Qualifikation verfiigt.



Berliner Qualitétsstandards [k

Mindestens 80 Prozent der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sollen iber eine Festanstellung verfiigen. Dies gewdhrleistet
die Kompetenz und Kontinuitét des Leistungsangebotes. Um
die notwendige Flexibilitat sicherzustellen, verfiigen die freien
Trdger tiber ein Honorarkostenanteil von 20 Prozent. Der Leis-
tungserbringer hat zudem die regelmaRige Fortbildung und
Supervision seiner Mitarbeitenden zu gewdhrleisten.

Inhalt der Tragervertrédge ist zudem die Durchfiihrung regel-
méalRiger Dialoge zu den Qualitdtsebenen Struktur-, Prozess-
und Ergebnisqualitat. Diese werden zwischen dem vertragsge-
bundenen Tr&ger, der Fachstelle der fiir Jugend zustandigen
Senatsverwaltung und den beauftragenden Jugenddamtern
gefiihrt.

Tragervertrage und deren Bestandteile treten mit dem Tage
ihres Abschlusses in Kraft, soweit nicht ein anderer Zeitpunkt
bestimmt wird. Die jeweilige Laufzeit betrdgt in der Regel vier
Jahre.
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Rechtliche Einordnung

Das Jugendgerichtsgesetz bietet aufgrund seiner erzieheri-
schen Ausrichtung eine Vielzahl an Reaktionsmoglichkeiten
auf strafrechtlich relevantes Verhalten. Die Reaktionen ste-
hen dabei in einem Stufenverhltnis zueinander. Es gilt immer
der Vorrang der weniger einschneidenden vor den gravieren-
deren Rechtsfolgen.

Die Moabiter Treppe

Die im Stufenverhéltnis zueinanderstehenden strafrecht-
lichen Reaktionen werden umgangssprachlich in Berlin
auch ,,Moabiter Treppe* genannt, da sich das Amtsgericht
Tiergarten, in welchem die Jugendstrafsachen verhandelt
werden, im Ortsteil Moabit befindet.

Das JGG sieht folgende Reaktionsmoglichkeiten vor:

ErziehungsmaRregeln

Erziehungsmaliregeln sind richterliche Weisungen, die in den
88 10 JGG und folgende benannt werden. Meist kommen hier
gemeinniitzige Arbeiten, Tdter-Opfer-Ausgleich (TOA), soziale
Trainingskurse, Betreuung durch Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter sowie Erziehungskurse zur Anwendung. Aller-
dings ist diese Aufzahlung nicht abschlieRend. Erscheinen
andere ErziehungsmaRregeln zielfiihrender, kénnen auch
solche auRerhalb der Aufzéhlung angeordnet werden. Das
Gericht bestimmt die Laufzeit der Weisungen und kann sie
verldngern, wenn dies aus erzieherischen Griinden sinnvoll
erscheint. Wird eine richterliche Weisung nicht befolgt,
kann dies zu einem ,Ungehorsamsarrest® bis zu vier
Wochen fiihren.



Rechtliche Einordnung kK]

Zuchtmittel

Zuchtmittel sind - im Gegensatz zu den Weisungen, die nur bei-
spielhaft genannt werden - im Katalog des JGG abschlieRend
aufgefiihrt (siehe § 13 ff. JGG). Sie haben ahnenden Charak-
ter und sollen bei jungen Menschen die Einsicht herbeifiihren,
dass sie fiir die von ihnen begangene Straftat geradezustehen
haben. Das mildeste Zuchtmittel stellt die sogenannte Ver-
warnung gem. & 14 JGG dar. Sie wird bei nur leichten einma-
ligen Vergehen ausgesprochen. Auflagen gem. § 15 JGG sind
beispielsweise Schadenswiedergutmachung, Entschuldigung
beim Opfer, Arbeitsleistung oder Geldzahlung. Der Jugend-
arrest gem. § 16 JGG stellt das h&rteste Zuchtmittel dar. Zu
unterscheiden sind Freizeitarrest (hochstens zwei Wochen-
enden), Kurzarrest und Dauerarrest (eine bis vier Wochen).

Die Jugendrichterin kann mehrere Erziehungsmalregeln und
Zuchtmittel nebeneinander anordnen.
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Berliner Standards in den Arbeitsbeziehungen der Jugend-
hilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH)
Eine bezirksiibergreifende Gruppe von Fachexpertinnen
und -experten hat fiir Berlin Standards der Jugendhilfe im
Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH) bedarfs-
und auftragsorientiert entwickelt und mit allen Verfah-
rensbeteiligten (Polizei, Jugendarrest, Jugendstrafanstalt
Berlin, Justizvollzugsanstalt fiir Frauen) abgestimmt. Die
erarbeiteten Standards regeln die Arbeitsbeziehungen der
Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe
(JGH) zur Polizei, zu der Jugendarrestanstalt Berlin und zu
den fiir den Jugendvollzug zustandigen Haftanstalten.

Die Berliner Standards konnen auf unserer Internetseite
oder als Infoblatt der Clearingstelle - Netzwerke zur
Prdvention von Kinder- und Jugenddelinquenz herunter-
geladen werden.

Jugendstrafe

Die Jugendstrafe ist die scharfste Sanktion des JGG. Sie
darf gem. 8 17 Abs. 2 nur verhdngt werden, wenn soge-
nannte ,schadliche Neigungen“ beim jungen Menschen
vorliegen, andere ErziehungsmalRnahmen nicht ausrei-
chen oder die ,Schwere der Schuld“ die Verhdngung einer
Jugendstrafe erfordert. Jugendstrafen werden verhangt,
wenn zu erwarten ist, dass weitere schwerwiegende Straf-
taten begangen werden. Bei der ,,Schwere der Schuld“ beur-
teilt das Gericht insbesondere die charakterliche Haltung, das
Personlichkeitshild des jungen Menschen sowie &uRere
Tatumstdnde und das Tatgeschehen. Jugendstrafen haben
eine Dauer von mindestens sechs Monaten und hochstens
zehn Jahren - im Falle von Mord mit ,,besonderer Schwere der
Schuld” sogar 15 Jahre. Jugendstrafen bis zu zwei Jahren kén-
nen zur Bewdhrung ausgesetzt werden.



Rechtliche Einordnung

Ordnungswidrigkeiten, Vergehen und Verbrechen
» Ordnungswidrigkeiten:
VerstélRe laut Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG)

« Straftaten:
Taten, die durch das Strafgesetzbuch (StGB) unter
Strafe gestellt wurden. Straftaten wiederum unter-
scheiden sich in Vergehen und Verbrechen.

« Vergehen:
VerstoRe, die nach jeweiliger Festlegung im Strafrecht
im Mindestmall mit einer Geldstrafe oder einer Frei-
heitsstrafe unter einem Jahr bedroht sind.

» Verbrechen:
Taten, die mit mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe
bedroht sind.

19
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Weisungen und Auflagen
des Gerichts

Die Rechtsgrundlagen fur die
Durchfiihrung ambulanter
sozialpdadagogischer Ange-
bote sind § 10 JGG, § 15 JGG,
§ 38 JGG, § 52 SGB VIIl, § 50
AG KJHG i.V.m. & 49 Abs. 2
AG KJHG.

§ 10 JGG - Weisungen?

Laut & 10 Abs. 1 JGG sind Wei-
sungen Gebote und Verbote,
welche die Lebensfiihrung des

jungen Menschen regeln und dadurch seine Erziehung fordern
und sichern sollen. An die Lebensfiihrung diirfen dabei keine
unzumutbaren Anforderungen gestellt werden. Das Gericht
kann dem jungen Menschen die im Gesetz dargestellten Wei-
sungen auferlegen oder aber auch andere nicht aufgelistete
Weisungen erteilen.

Das Gesetz nennt folgende Weisungen als Regelbeispiele:

1. Weisungen zu befolgen, die sich auf den Aufenthaltsort
beziehen.

Mit dieser Weisung wird die Freiziigigkeit des jungen Men-
schen eingeschrankt, was mit einem erheblichen Eingriff in
die Freiheitsrechte des Einzelnen verbunden ist.

3 Ausfiihrlich hierzu Ostendorf (2007): 91 ff.



Weisungen und Auflagen des Gerichts X}

2. beieiner Familie oder in einem Heim zu wohnen.

Dem Verbleib in der eigenen Familie ist grundsatzlich Vor-
rang einzurdumen und die VerhaltnismaRigkeit in be-
sonderer Weise zu beachten. Eine Unterbringung in eine
sozialtherapeutische Wohngemeinschaft ist in gegebenen
Fallen vorzuziehen. Diese Weisung erméglicht es der Rich-
terin zudem, straffallige Jugendliche zur Vermeidung von
Untersuchungshaft in Jugendhilfeeinrichtungen unterzu-
bringen. Neben diagnostischer Klarung, Begutachtung und
Therapie, erarbeiten die sozialpadagogischen Fachkrafte
vor Ort gemeinsam mit den Jugendlichen individuelle Kon-
zepte, wie sie ein straffreies Leben fiihren kénnen. Des
Weiteren werden die Jugendlichen auf die anstehende Ge-
richtsverhandlung vorbereitet.

3. eine Ausbildungs- und Arbeitsstelle anzunehmen.

Der Richter kann die Jugendliche oder Heranwachsende
jedoch lediglich zu einer sofortigen Aufnahme einer nicht
naher bestimmten Ausbildungs- und Arbeitsstelle anwei-
sen.

4. Arbeitsleistungen zu erbringen.

Die Arbeitsleistungen sind eine Reaktion auf die Straf-
tat fiir Jugendliche, die einer padagogischen Férderung
bediirfen. Sie sind
ein pddagogisches
Erziehungsangebot,
um Sozialisationsde-
fizite auszugleichen,
im Sinne einer positi-
ven Individualpraven-
tion. Es ist darauf zu
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achten, dass die von den Jugendlichen zu leistende Arbeit
nicht ausschlielRlich einen Straf- und Siihnecharakter hat,
was dem Erziehungsgedanken entgegenstehen wiirde.

5. sich der Betreuung und Aufsicht einer bestimmten Person
(Betreuungshelfer) zu unterstellen.

Fiir die Durchfiihrung dieser Weisung kommen ver-
schiedene Personengruppen in Betracht. Obwohl es der
Gesetzgeber erméglicht, werden die Betreuungsweisun-
gen in Berlin aufgrund von Uberlastungen in der Regel
nicht durch die Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/
Jugendgerichtshilfe (JGH) durchgefiihrt, sondern entweder
durch die Berliner Bew&hrungshilfe fiir Jugendliche und
Heranwachsende oder durch Mitarbeitende freier Trager.
In den Bezirken ansdssige Trédger ermoglichen es dem
jungen Menschen weitergehende Hilfen in Wohnortnéhe
sozialraumorientiert zu suchen und mit regionalen
sozialen Einrichtungen und Institutionen beispielswei-
se der Schule, Sportvereinen sowie dem sozialen Umfeld

zusammenzuarbeiten. Eine Voraussetzung fiir den Erfolg
einer Betreuungsweisung ist die Vertrauenshasis zwischen
den jungen Menschen und den Betreuungspersonen.
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Durch die in der Weisung vorgesehene intensive Zusam-
menarbeit ist das Angebot durchaus fiir Mehrfach- und
Intensivtater geeignet. Die Dauer der Betreuung darf
jedoch nicht langer als ein Jahr betragen. Die Betreuungs-
person darf nur beraten und anregen. Damit werden den
Jugendlichen Entscheidungsfreiraume ermdglicht, die fiir
ihre Entwicklung zur Selbststéndigkeit erforderlich sind.

6. an einem sozialen Trainingskurs
teilzunehmen.

Die sozialen Trainings- und Erzie-
hungskurse konnen als eigenstan-
dige Malnahme oder im Rahmen
einer Betreuungsweisung durch-
gefiihrt werden. Durch die Kurse
soll den gefdhrdeten Jugend-

lichen und Heranwachsenden
Sozialkompetenz vermittelt wer-
den, um ein Leben ohne Strafta-
ten fuihren zu konnen. Soziale Trainingskurse wurden als
Alternative zu Arrestmalinahmen konzipiert. Daher ist die
Anordnung bei Bagatelldelikten nicht angemessen. Das
Gesetz nennt den sozialen Trainingskurs nur als ein
Beispiel, auch andere Formen erzieherischer Gruppenarbeit
sind moglich. Eine Voraussetzung fiir solche Gruppenarbei-
tenistimmer die Bereitschaft zur Mitarbeit der Verurteilten.
Deshalb muss diese bei der Urteilsverkiindigung abgefragt
werden. Wie vom Gesetzgeber vorgegeben, werden auch in
Berlin verschiedene Kurse fiir eine Vielzahl von Problem-
lagen angeboten. Unterschieden wird in Wochenendkur-
se, Blockkurse, Dauerkurse und kombinierte Kurse, die in
Verbindung mit anderen Sanktionen stehen. Kriminologi-
sche Untersuchungen haben ergeben, dass auch bei sozial
belasteten Wiederholungs- und Intensivtédtern eine posi-
tive Entwicklung zu erkennen, und im Vergleich zum Arrest
die Riickfallquote beim sozialen Trainingskurs geringer ist.
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Die Weisung, an einem Seminar fiir Konsumierende illega-
ler, als auch legaler Drogen teilzunehmen, ist verbindlicher
und verspricht dadurch mehr Erfolg, als die Weisung, eine
Drogenberatungsstelle aufzusuchen.* Ein Kurs sollte nicht
langer als sechs Monate andauern.

Die Bewdhrungshilfe fiir Jugendliche und
Heranwachsende in Berlin

Bereits 1950 wurde in Berlin eine spezialisierte Bewahrungs-
hilfe fur Jugendliche und Heranwachsende eingerichtet.
Die Einbindung der Jugendbew&hrungshilfe in den Jugend-
hilfebereich erleichtert es den Jugendbew&hrungshelferin-
nen und Jugendbew&hrungshelfern straffallig gewordene
junge Menschen zu befahigen, ein selbstdndiges und ei-
genverantwortliches Leben, frei von Straftaten, zu fiihren.
Im Rahmen der Einzelfallbetreuung junger Menschen ist
die Jugendbewé&hrungshilfe im hohen MaRe auf die Mitwir-
kung und Angebote anderer Einrichtungen und Projekte,
die ebenfalls mit jungen Menschen arbeiten, angewiesen.

Ihre Zustandigkeit bezieht sich auf das gesamte Berliner
Stadtgebiet und ist mit den Sozialen Diensten der Justiz
abgestimmt.

Die Kontaktdaten der Bewahrungshilfe fiir Jugendliche und
Heranwachswende finden Sie unter:

www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendkriminalitaet/

* Ostendorf (2007): S. 96 f.
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7. sich zu bemtihen, einen Ausgleich mit dem oder der Ver-
letzten zu erreichen (T&ter-Opfer-Ausgleich).

Es gelten hierfiirim Wesentlichen dieselben Voraussetzun-
gen, wie § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1JGG, wobei in diesem Fall der
personliche Ausgleich gemeint ist. Es miissen also persén-
liche oder personifizierte Geschadigte betroffen sein (also
zum Beispiel kein Kaufhaus). Anders als der materielle
Schadensausgleich, umfasst der T&ter-Opfer-Ausgleich
einen immateriellen Ausgleich, was eine Entschuldigung,
Versshnung oder Wiedergutmachung beinhaltet. Die Ge-
schadigten werden dabei in Berlin besonders geschutzt
und unterstiitzt. Das Bemiihen der Téterin zu einem Aus-
gleich reicht aus, um die Weisung zu erfiillen. Damit sind
auch solche Falle erfasst, in welchen sich der Gesch&digte
einem Ausgleich verweigert oder dariiber hinaus liegende
Forderungen an die Taterin stellt. Die Schwere der Straf-
taten ist fuir die Anwendung des Tater-Opfer-Ausgleichs
nicht wesentlich. Das Adhdsionsverfahren erméglicht den
Geschédigten die aus der Straftat erwachsenden vermo-
gensrechtlichen Anspriiche auf verhéltnismaRig einfa-
chem Weg bereits im Strafverfahren (und nicht in einem
gesonderten Verfahren vor einem Zivilgericht) durchzuset-
zen. Voraussetzung ist, es handelt sich bei den Beschuldig-
ten um Heranwachsende (18 bis einschliellich 20 Jahre),
die noch nach dem Jugendgerichtsgesetz verurteilt wur-
den (gem. & 81 JGG gilt
das Adhasionsverfahren
nicht bei jugendlichen
Beschuldigten). Zudem
haben besonders schutz-
bediirftige Personen in
Berlin die Moglichkeit,
sich vor, wihrend und
nach der Gerichtsver-
handlung durch Fach-
krafte unterstiitzen zu
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lassen. Uber den Gesetzesentwurf der sogenannten psy-
chosozialen Prozessbegleitung wurde in Berlin im Februar
2017 entschieden.

Opfer- und Schadensfonds®

Auf Grund des in der Regel geringen Einkommens von
Jugendlichen und Heranwachsenden, wurde eine beson-
dere Moglichkeit entwickelt, um finanzielle Mittel zur
Wiedergutmachung zu generieren.

Uber den sogenannten Opferfonds kénnen Jugendliche und
Heranwachsende in Berlin Geld im Zuge von Freizeitar-
beiten in gemeinniitzigen Einrichtungen erarbeiten. Pro
Stunde werden 6,00 EUR erarbeitet, die den Gesch&digten
zu Gute kommen. Folgende Voraussetzungen miissen ge-
geben sein, um den Opferfonds in Anspruch zu nehmen:

» Bei der Gesch&digten muss es sich um eine natiirliche
Person handeln.

« Ein Tater-Opfer-Ausgleich sollte maglichst statt-
gefunden haben, mindestens aber eine personliche
Begegnung - evtl. auch im Rahmen einer Hauptver-
handlung - zwischen Taterin und Geschadigten, bei der
eine Vereinbarung tiber einen finanziellen Ausgleich
getroffen wurde.

AuRerdem gibt es in Berlin noch den Schadensfonds. Die-
ser Fonds kann fiir materielle Entschadigungsleistungen
an Geschadigte (ohne vorausgehenden Tater-Opfer-Aus-
gleich) genutzt werden. Im Rahmen des Jugendstrafver-
fahrens bietet diese richterliche Weisung oder Auflage
die Moglichkeit einer Entlohnung von Arbeitsleistungen
mittelloser Angeklagter. Der Erlos wird direkt an die Ge-
schadigten ausgezahlt. Die Finanzierung des Fonds erfolgt
ausschlieRlich iiber Bultgelder aus Verfahren von zah-
lungsfadhigen Verurteilten.

5 Ausfiihrlich hierzu: EJF gemeinniitzige AG
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8. den Verkehr mit bestimmten Personen oder den Besuch
von Gast- oder Vergniigungsstdtten zu unterlassen.

Diese Weisung findet in der Praxis wenig Anwendung, da
die Kontrollierbarkeit kaum bis gar nicht gewshrleistet
werden kann.

9. an einem Verkehrsunterricht teilzunehmen.

Um diese Weisung anzuordnen, muss, wie bei anderen
Weisungen auch, eine Beziehung zur Straftat hergestellt
sein, so dass im Regelfall eine Verkehrsstraftat Vorausset-
zung ist. Geringe Riickfallquoten best&tigen, dass gerade
fiir alkoholauffallige Kraftfahrende eine psychologische
Nachschulung geeignet ist.®

Zudem wird in § 10 Abs. 2 JGG geregelt, dass das Gericht dem
jungen Menschen auch mit Zustimmung der Erziehungsbe-
rechtigten oder dem gesetzlichen Vertreter auferlegen kann,
sich in eine heilerzieherische Behandlung durch Sachverstan-
dige oder in eine Entziehungskur zu begeben. Der Begriff , heil-
erzieherische Behandlung®im Sinne des § 10 Abs. 2 JGG ist weit
auszulegen. Er umfasst die Behandlung verschiedener Verhal-
tensauffalligkeiten, psychischer Stérungen oder Behinderun-
gen in unterschiedlichen Therapieformen. Das Einverstandnis
des jungen Menschen beeinflusst maRgeblich die Bereitschaft
zur Mitwirkung und somit den Erfolg eines
Angebotes und sollte daher moglichst immer
eingeholt werden. Anlass fiir eine heilerzieheri-
sche Behandlung sind zum Beispiel tibersteigerte
Aggressionstaten aus nichtigem Grund, Sexual-
delikte oder Brandstiftungen.

6 Ostendorf (2007): S. 98



2+

Der Unterschied zwischen Weisungen und Auflagen
Richterliche Auflagen sollen einen Tatbezug enthalten
und einen gewissen Ausgleich fiir das begangene Unrecht
ermoglichen, wéhrend sich Weisungen giinstig auf die
kiinftige Lebensfiihrung des jungen Menschen auswirken
sollen. Ein weiterer Unterschied besteht darin, dass der
Katalog der Auflagen abschlieRend aufgelistet ist, wahrend
es bei den Weisungen weitaus mehr richterlichen Spiel-
raum gibt.
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§ 15 JGG Auflagen’

Bei allen Auflagen diirfen an den jungen Menschen keine un-
zumutbaren Anforderungen gestellt werden. Laut § 15 Abs. 1
JGG kann das Gericht dem jungen Menschen auferlegen:

1. nach Kréften den durch die Tat verursachten Schaden wie-
dergutzumachen.

Diese Auflage, die nicht ohne Grund an erster Stelle der
Auflagen genannt wird, ermdglicht dem jungen Menschen
durch eine konstruktive Leistung, Schuldgefiihle abzubau-
en und Verantwortung zu iibernehmen. Sowohl Angeklagte
als auch Geschédigte werden nicht aus dem Konflikt aus-
geschlossen. Vielmehr wird er mit ihnen bearbeitet. Die Art
der Wiedergutmachung richtet sich nach dem verletzten
Rechtsgut und nach den Méglichkeiten der Angeklagten.
Gerade bei jungen Menschen ohne Tagesstruktur oder bei
der Zahlung von GeldbuRen kommen Arbeitsleistungen in
Betracht (siehe Ausfiithrungen oben zur Kritik an Arbeits-
leistungen). Die Bereitschaft der Geschédigten an einer
Wiedergutmachung mitzuwirken, ist dabei stets Voraus-
setzung.

2. sich personlich bei den Geschadigten zu entschuldigen.

Die Entschuldigung soll nach Moglichkeit in Gegenwart
der Richterin oder des Richters durchgefiihrt werden. Da
die Gesch&digten auler als Zeuginnen oder Zeugen nicht
verpflichtet werden kdnnen vor Gericht zu erscheinen, ist
die Entschuldigung letztlich haufig nicht durchsetzbar. Um
jugendtypische Hemmungen fuir diesen Schritt zu tiberwin-
den, kann diese Auflage durchaus als Hilfe eingesetzt wer-
den.

" Ausfihrlich hierzu Ostendorf (2017): S. 125
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3. Arbeitsleistungen zu erbringen.

Die Einfuihrung der Arbeitsleistung als Zuchtmittel besteht
seit dem 1. JGGAndG und wurde unter anderem damit
begriindet, dass seitens des Jugendgerichts das Bediirfnis
bestehe, die Verpflichtung zur Leistung gemeinntitziger
Arbeit nicht nur als reine ErziehungsmaRregel anzuordnen.
Sie soll auch dann auferlegt werden kénnen, wenn damit
dem jungen Menschen vermittelt werden soll, dass er oder
sie fiir das begangene Unrecht einzustehen hat (§ 13 Abs. 1
JGG).

4. einen Geldbetrag zugunsten einer gemeinniitzigen Einrich-
tung zu zahlen.

Mit dieser Auflage wird h&ufig eine negative Individual-
pravention bezweckt (GeldbulRe als Denkzettel). Sie unter-
stiitzt nicht bei der Bewaltigung personlicher Schwierig-
keiten. Vielmehr verscharft sie die hdufig anzutreffende
soziale Méngellage, die unter Umstdnden neuen Strafta-
ten Vorschub leistet. In & 15 Abs. 2 JGG werden die spezi-
ellen Voraussetzungen fiir die Zahlung eines Geldbetrages
noch weiter konkretisiert. Die wirtschaftlichen Verhéltnisse
des oder der Verurteilten sind maRgeblich fiir die Héhe des
Geldbetrages. Bei der Urteilsverkiindung miissen die Héhe
der GeldbuRe, die Einrdumung einer Ratenzahlung und die
gemeinniitzige Einrichtung genannt werden.

GemadR § 15 Abs. 2 JGG soll das Gericht die Zahlung eines
Geldbetrages nur anordnen, wenn

1. der junge Mensch eine leichte Verfehlung begangen hat
und anzunehmen ist, dass er den Geldbetrag aus Mitteln
zahlt, iber die er selbststédndig verfiigen darf, oder
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2. dem jungen Menschen der Gewinn, den er aus der Tat
erlangt, oder das Entgelt, das er fiir die Tat erhalten hat,
entzogen werden soll.

§ 15 Abs. 3 JGG regelt, dass Auflagen auch geédndert werden
konnen. Jedoch darf eine Auflage nicht in eine Weisung um-
gewandelt werden. Es sind sowohl die Anderungen einzelner
Auflagen, als auch die Anordnung einer anderen Auflage mog-
lich, vorausgesetzt, die Anderung oder Neuauflage ist nicht
eingriffsintensiver als die vorherige. Gem&R § 11 Abs. 3 JGG
kann bei schuldhaft nicht erfiillter Auflagen Jugendarrest als
korrigierende ErsatzmaRRnahme angeordnet werden. Bei der
Entschuldigung scheidet ein Ungehorsamsarrest aus.

Durchfiihrung von Auflagen und Weisungen

Die Durchfiihrung der Auflagen und Weisungen obliegt ge-
madR & 38 Abs. 2 JGG der Jugendhilfe im Strafverfahren
(JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH), wobei das Jugendgericht
Vollstreckungsleiter bleibt (8 38 Abs. 1 )JGG). Daher ist die Ju-
gendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH)
stets vor der Anordnung von Weisungen zu horen (§ 38 Abs. 3
JGG).
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Mitwirkung der Jugendhilfe

Fur die Einleitung, die Umset-
zung sowie die Uberpriifung,
ob Weisungen und Auflagen
von dem jungen Menschen er-
bracht wurde, ist die Jugendhil-
fe im Strafverfahren (JuHiS)/
Jugendgerichtshilfe (JGH) ver-
antwortlich. lhre Mitwirkung
im Jugendstrafverfahren wird

sowohl im JGG als auch im
SGB VIl geregelt.

Der § 38 JGG im Wortlaut:

»(1) Die Jugendgerichtshilfe wird von den Jugenddmtern im
Zusammenwirken mit den Vereinigungen fiir Jugendhilfe aus-
gelibt.

(2) Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe bringen die erzie-
herischen, sozialen und fiirsorgerischen Gesichtspunkte im
Verfahren vor den Jugendgerichten zur Geltung. Sie unter-
stiitzen zu diesem Zweck die beteiligten Behdrden durch Er-
forschung der Personlichkeit, der Entwicklung und der Umwelt
des Beschuldigten und duflern sich zu den MafZnahmen, die
zu ergreifen sind. In Haftsachen berichten sie beschleunigt
Uber das Ergebnis ihrer Nachforschungen. In die Hauptver-
handlung soll der Vertreter der Jugendgerichtshilfe entsandt
werden, der die Nachforschungen angestellt hat. Soweit nicht
ein Bewdhrungshelfer dazu berufen ist, wachen sie dariiber,
dass der Jugendliche Weisungen und Auflagen nachkommt.
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Erhebliche Zuwiderhandlungen teilen sie dem Richter mit. Im
Fall der Unterstellung nach & 10 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 iiben sie
die Betreuung und Aufsicht aus, wenn der Richter nicht eine
andere Person damit betraut. Wihrend der Bewdhrungszeit
arbeiten sie eng mit dem Bewdhrungshelfer zusammen. Wah-
rend des Vollzugs bleiben sie mit dem Jugendlichen in Ver-
bindung und nehmen sich seiner Wiedereingliederung in die
Gemeinschaft an.

(3) Im gesamten Verfahren gegen einen Jugendlichen ist die
Jugendgerichtshilfe heranzuziehen. Dies soll so friih wie még-
lich geschehen. Vor der Erteilung von Weisungen (§ 10) sind
die Vertreter der Jugendgerichtshilfe stets zu héren;

kommt eine Betreuungsweisung in Betracht, sollen

sie sich auch dazu dufSern, wer als Betreuungshelfer
bestellt werden soll.”

Berliner Jugendhilfe im Strafverfahren
(JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH)

In Berlin gibt es 12 Bezirke, mit jeweils einem bezirklichen
Jugendamt. Dortangegliedertistdiejeweilige Jugendhilfeim
Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH). Dariiber
hinaus gibt es in Berlin eine zentrale Jugendgerichtshilfe
(zJGH). Diese ist fiir alle nicht in Berlin gemeldeten jun-
gen Menschen, die in der Stadt straffllig werden, zustan-
dig. Zudem begleitet sie aullerhalb der Geschaftszeiten der
Jugenddmter von der Polizei zugefiihrte Jugendliche und
Heranwachsende bei Haftentscheidungen des Berliner
Bereitschaftsgerichts.

Die Kontaktdaten zu den Berliner Jugendhilfen im Strafver-
fahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfen (JGH) finden Sie unter:

www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendkriminalitaet/
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Im § 52 SGB VIl wird seitens der Jugendhilfe die Mitwirkung
im Jugendstrafverfahren betont.

Der § 52 SGB im Wortlaut:

»(1) Das Jugendamt hat nach Mafgabe der 8§ 38 und 50
Abs. 3 Satz 2 des Jugendgerichtsgesetzes im Verfahren nach
dem Jugendgerichtsgesetz mitzuwirken.

(2) Das Jugendamt hat friihzeitig zu priifen, ob fiir den
Jugendlichen oder den jungen Volljdhrigen Leistungen der
Jugendhilfe in Betracht kommen. Ist dies der Fall oder ist eine
geeignete Leistung bereits eingeleitet oder gewdhrt worden,
so hat das Jugendamt den Staatsanwalt oder den Richter um-
gehend davon zu unterrichten, damit gepriift werden kann, ob
diese Leistung ein Absehen von der Verfolgung (§ 45 JGG) oder
eine Einstellung des Verfahrens (§ 47 JGG) ermdglicht.

(3) Der Mitarbeiter des Jugendamts oder des anerkannten
Tragers der freien Jugendhilfe, der nach § 38 Abs. 2 Satz 2
des Jugendgerichtsgesetzes titig wird, soll den Jugendlichen
oder den jungen Volljihrigen wihrend des gesamten Verfah-
rens betreuen.”

Dariiber hinaus wird auch im & 50 AG KJHG (Gesetz zur Aus-
fuhrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes) die Hilfe fiir
delinquente Jugendliche und Heranwachsende beschrieben.
Dort heiRt es im Absatz 1, ,,dass die Jugendhilfebehdrden
mit der Polizei, der Staatsanwaltschaft, den Gerichten, an-
deren zustdndigen Stellen und der freien Jugendhilfe zusam-
menarbeiten, um fiir straffdllig gewordene jJugendliche und
Heranwachsende geeignete erzieherische Hilfen zu ent-
wickeln und einzusetzen, damit Freiheitsentzug vermieden
oder verktirzt wird.“
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Dies gelte ,,insbesondere bei

1. [dem] Absehen von der Verfolgung nach & 45 des Jugend-
gerichtsgesetzes und Einstellung des Verfahrens nach § 47
des Jugendgerichtsgesetzes,

2. [der] vorldufigen Anordnungen iber die Erziehung nach
§ 71 des Jugendgerichtsgesetzes,

3. [der]Anordnung von ErziehungsmafSregeln nach den §§ 9
bis 12 oder Auflagen nach § 15 des Jugendgerichtsgeset-
zes,

4. Mafinahmen nach § 72 des Jugendgerichtsgesetzes und

5. Weisungen und Auflagen bei Aussetzung der Jugend-
strafe zur Bewdhrung nach § 23 des Jugendgerichtsge-
setzes und bei Aussetzung des Restes der Jugendstrafe
nach den §§ 88 und 89 des Jugendgerichtsgesetzes.“

Das ortlich zustdandige Jugendamt hat die Kosten der vom
Jugendgericht oder der auf Grundlage des § 45 JGG bestimm-
ten MaRnahmen zu tragen (8 50 AG KJHG).

Des Weiteren wird in & 50 AG KJHG die Méglichkeit der Un-
terbringung von Jugendlichen wéhrend eines Strafverfahrens
geregelt (siehe hierzu auch § 71 Abs. 2 oder § 72 Abs. 4 JGG).
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Datenschutz

Gesetzliche Schweigepflicht

In Einrichtungen, die ambulan-
te sozialpadagogische Angebote
durchfiihren, arbeiten Angehorige
unterschiedlichster Berufsgrup-
pené. Fiir zum Beispiel staatlich
anerkannte Sozialarbeiterinnen

. und Sozialarbeiter sowie deren

= . Gehilfen und Praktikantinnen
M: L besteht generell eine gesetzliche
Schweigepflicht gem. § 203 StGB
(Verletzung von Privatgeheimnissen). Danach steht unter
Strafe, ein Geheimnis zu offenbaren, das zum Beispiel ein Kli-
ent seiner Sozialarbeiterin in einem vertraulichen Gesprach
offenbart. ,Allerdings ist nicht jede Offenbarung strafbar,
sondern nur die unbefugte. Unbefugt ist die Datenoffenba-
rung immer dann, wenn sie ohne einen Rechtfertigungsgrund
geschieht.“ Wenn Klientinnen und Klienten einwilligen oder
es einen gesetzlichen Auftrag gibt, beispielsweise zur Bericht-
erstattung durch die Bew&hrungshilfe, sind die Anzeigepflicht
und die Pflicht zur Zeugenaussage im Strafprozess die wich-
tigsten Rechtfertigungsgriinde - sie befreien also von der
Schweigepflicht. Ein befugter Bruch der Schweigepflicht kénn-
te auch durch den § 34 StGB (,Rechtfertigender Notstand®)

8 Der vollstandige Artikel ist unter dem Titel: ,,Sei freundlich zu deinen Nachbarn,
aber reilk den Zaun nicht ein! - Unterschiedliche Institutionen als Kooperations-
partner der Ambulanten MaRnahmen* erschienen in: DVJJ (Hg.): Zukunft schaf-
fen! Perspektiven fiir strafféllig gewordene junge Menschen durch ambulante
MaRnahmen, S. 77 - 99, Hannover 2012.

9 Ausfiihrlich hierzu: Cornel (2009): 5.9 - 11
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begriindet sein, sofern es eine gegenwartige Notstandslage
gibt, die Gefahr nicht anders als durch eine Anzeige abzuwen-
denist und der daraus folgende Eingriff der Strafverfolgungs-
behorden das angemessene, geeignete, erforderliche Mittel
mit der geringsten Beeintrachtigung anderer Rechtsgiiter
darstellt.

Anzeige von Straftaten

In der Arbeit mit Jugendlichen und Heranwachsenden
erfahren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ambulanter sozial-
pddagogischer Angebote mit groRer Wahrscheinlichkeit von
Straftaten, die durch die Betreuten begangen wurden. Sie
kénnen der Anlass fiir das ambulante sozialpddagogische
Angebot sein. Sie kdnnen aber ebenso noch unentdeckt ge-
blieben sein oder die jungen Menschen waren deren Gesché-
digte. Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter sind in dieser
Situation dem ,,normalen Birger” rechtlich gleichgestellt.
Sie haben grundsétzlich keine rechtliche Verpflichtung, voll-
endete Straftaten, auch bisher unentdeckte, anzuzeigen. Die
Schweigepflicht darf entsprechend nicht aus moralischen
oder padagogischen Beweggriinden gebrochen werden.

Fiir die Kenntnis geplanter Straftaten gilt der § 138 StGB, nach
dem eine Anzeigepflicht fiir eine kleine Gruppe schwerster ge-
planter Straftaten wie zum Beispiel Planung eines Angriffs-
krieges oder Agententatigkeit zu Sabotagezwecken besteht.
Damit haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendhil-
fe in der Regel wenig Kontakt. Und doch: Geht man den Kata-
log der dort aufgefiihrten Straftaten durch, stoRt man auf
fiir die Jugendhilfe durchaus relevante Straftaten: Raub (das
gemeinhin bekannte ,,Abziehen®, § 249 ff. StGB), rduberische
Erpressung (& 255 StGB), Brandstiftung (§ 306 StGB) oder ge-
fahrlicher Eingriff in den StralRen- bzw. Luftverkehr (Steine
von der Autobahnbriicke werfen oder Laser, die auf Piloten
gerichtet sind (8 315 StGB)). Wichtig fiir die padagogische
Arbeit sind die genauen Formulierungen des § 138 StGB, in
welchem es heildt: ,Wer (...) zu einer Zeit, zu der die Aus-
fiihrung oder der Erfolg noch abgewendet werden kann,
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glaubhaft erfahrt (...).“ Damit wird ein im Zorn leichtsin-
nig ausgesprochenes ,Ich bring den um!“ irrelevant. Fiir die
pddagogische Arbeit ebenso relevante Straftatbestdnde wie
zum Beispiel Korperverletzungen (88 223 ff. StGB), Strafta-
ten gegen die sexuelle Selbstbestimmung (88 174 ff. StGB)
oder Verletzung der Fiirsorge- und Erziehungspflicht (§ 171
StGB) tauchen in der Aufzahlung des & 138 StGB nicht auf.
Wer die Tat anders als durch Anzeige abwendet, bleibt gem.
§ 139 Abs. 4 StGB straffrei. In der Sozialen Arbeit diirfte als
Mittel die Sprache gewdhlt und versucht werden, die jungen
Menschen davon zu tiberzeugen, diese schweren Straftaten

nicht zu begehen.

Austausch von Informationen mit der Jugendhilfe im Straf-
verfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH)
Die Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe
(JGH) ist an einer hochkomplexen Schnittstelle beschaftigt.
Der gesamte Umfang der datenschutzrechtlichen
Auseinandersetzung bildet dies in Teilen ab.%
Wichtig soll in diesem Zusammenhang jedoch
nur der Informationsaustausch mit Trégern am-
bulanter sozialpddagogischer Angebote sein. Der
§ 38 Abs. 1 JGG weist die Aufgabe der Jugendge-
richtshilfe den Jugendamtern ,,im Zusammenwir-
ken mit den Vereinigungen fiir Jugendhilfe“ zu. Das SGB VIII
spricht von ,Mitwirkung der Jugendhilfe in Verfahren nach
dem JGG* (§ 52), nimmt aber das Jugendamt in die Pflicht.
Freie Tréager der Jugendhilfe kénnen zwar beteiligt werden
(8 76 SGB VIII), aber die Verantwortung bleibt beim 6ffent-
lichen Tréger.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ambulanter sozialpadago-
gischer Angebote kénnen mit dem Einverstandnis der Jugend-
lichen bzw. der Sorgeberechtigten Daten an das Jugendamt
weitergeben. Dazu ist eine vorherige Aufklarung iiber mog-
liche Folgen unabdingbar. Zur Erfiillung der Aufgabe der

0 Ausfiihrlich hierzu: Feldmann (2008)
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Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfe
(JGH) gehort auch, die Erfullung von Auflagen und Weisun-
gen weiterzugeben. GemdlR § 62 SGB VIII diirfen Sozialdaten
nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfiillung der
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist (Abs. 1). Sogar ohne Mit-
wirkung des Betroffenen diirfen Sozialdaten erhoben werden,
wenn sie beim Betroffenen tats&chlich nicht erhoben werden
konnen - bei einer schweren Erkrankung beispielsweise - und
die jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei ande-
ren erfordert, zum Beispiel die Wahrnehmung einer Aufgabe
nach (...) 8 52 SGB VIII. Damit diirfen Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen, die Aufgaben der Jugendhilfe im Strafverfahren
(JuHiS)/Jugendgerichtshilfe (JGH) erfiillen, Auskunft tiber die-
jenigen Daten verlangen, die mit dieser Aufgabe zu tun haben.
Dariiber hinausgehende Informationen zur Person unterlie-
gen wiederum der Schweigepflicht.

Informationen der Polizei an Mitarbeiterinnen oder Mitarbei-
ter ambulanter sozialpddagogischer Angebote

Die Datentibermittlung durch die Polizei und die Ordnungs-
behordenistinden 88 44 und 45 ASOG BIn. geregelt. Darin wird
zwischen der Dateniibermittlung innerhalb und aulerhalb
des offentlichen Bereichs unterschieden. Besondere Regelun-
gen in anderen Gesetzen (zum Beispiel im SGB VIl oder SGB X)
bleiben jedoch davon unberiihrt. Die Beschaffung und Uber-
mittlung personenbezogener Datenistein Eingriffindas Grund-
recht aufinformationelle Selbstbestimmung.!* Es gilt - ebenso
wie in der Jugendhilfe - der Grundsatz, die Daten zuerst beim
Betroffenen selbst zu erheben. Die Dateniibermittlung perso-
nenbezogener Daten muss zur Erfiillung ordnungsbehordli-
cher oder polizeilicher Aufgaben erforderlich sein. Erforderlich

1 Das Grundrecht auf Datenschutz wird abgeleitet aus dem Allgemeinen
Personlichkeitsrecht entsprechend des beriithmten Volkszéhlungsurteils des
Bundesverfassungsgerichts von 1983. Dieses spricht hier vom ,,Grundrecht auf
informationelle Selbstbestimmung”, verankert im Art. 2 Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG.
Die Verfassung von Berlin sieht in Artikel 33 ausdriicklich ein Grundrecht
auf Datenschutz vor. Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung
(Grundrecht auf Datenschutz) gewéhrleistet das Recht des einzelnen, grund-
sétzlich tiber die Preisgabe und Verwendung seiner persénlichen Daten zu
bestimmen.
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heilt auch hier - wie in der Jugendhilfe - nicht niitzlich, sondern
notwendig, um die eigene Aufgabe zu erfiillen.’? § 38 Abs. 3
JGG erlaubt die Information der Jugendgerichtshilfe durch die
Polizei, um diese im Strafverfahren méglichst friih einzubin-
den. Die Polizeiliche Dienstvorschrift PDV 382 bestimmt nicht
nur die unverziigliche Unterrichtung des Jugendamtes bei
zu ergreifenden Malnahmen, wenn Minderjdhrige gefdhr-
det sind, sondern auch die Uberstellung und Zufiihrung zum
Jugendamt.

Es gilt auch fiir die Polizei die Zweckbindung bei der
Erhebung und Ubermittlung personenbezogener Daten.
Damit ist zum Beispiel die Information iiber anh&dngige Straf-
verfahren einer Klientin gegeniiber dem Sozialarbeiter, der
den sozialen Trainingskurs durchfiihrt, schlicht unzuldssig.
Umso mehr, als dass diese Bestimmungen im Grundsatz auch
fiir die Dateniibermittlung an Personen oder Stellen auler-
halb des 6ffentlichen Bereichs (§ 45 ASOG BIn.) gelten. Zu
diesen Stellen gehoren beispielsweise die freien Trédger der
Jugendbhilfe, die ambulante sozialpddagogische Angebote
durchftihren. Im Unterschied zu der Datentibermittlung nach
§ 44 ASOG BIn. unterstreicht der § 45 Abs. 3 noch einmal die
Zweckbindung der Datentibermittlung besonders, indem er
festlegt, dass die Polizei die Empfangerinnen oder Empfanger
aktiv darauf hinzuweisen hat, dass die tibermittelten Daten
nur zu dem Zweck genutzt werden diirfen, zu dessen Erfiil-
lung sie ihm tibermittelt wurden. Hat das Jugendamt Auf-
gaben der Jugendhilfe anderen Stellen iibertragen - wie die
Durchfiihrung ambulanter sozialpddagogischer Angebote -
ist eine unmittelbare Unterrichtung dieser Stellen durch die
Polizei laut PDV 382 bei einvernehmlicher Regelung zwischen
Staatsanwaltschaft, Jugendamt und Polizei zuldssig. Aber
eben nur in diese Richtung.

12§ 44 Abs. 2 ASOG BIn.
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Informationen an die und von der Staatsanwaltschaft und
die Gerichte

Erhebt die Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugend-
gerichtshilfe (JGH) Daten unter der Aufgabenstellung der
Jugendgerichtshilfe, dann darf sie diese Daten an die Staatsan-
waltschaft und die Gerichte weitergeben. Eine direkte Verbin-
dung von Beschaftigten freier Trager zur Staatsanwaltschaft
gibt es nur in Ausnahmefallen. Das eigentliche Verbindungs-
glied ist die Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendge-
richtshilfe (JGH). Ausnahmen gibt es zum Beispiel, wenn es um
eine Glaubwiirdigkeitsfeststellung bei Minderjahrigen geht.
Dazu sollen alle Umstdnde moglichst frithzeitig festgestellt
werden. Es ist zweckméRig, hieriiber Eltern, Lehrer, Erzieher
oder andere Bezugspersonen zu befragen; gegebenenfalls ist
mit dem Jugendamt Kontakt aufzunehmen®.?

Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbei-
ter haben generell
kein Zeugnisverwei-
gerungsrecht. Die
Ausnahme gilt hier-
bei fiir solche, die in

anerkannten Bera-
tungsstellen nach § 3 des Gesetzes tiber Aufkldrung, Verhi-
tung, Familienplanung und -beratung und der Drogenbera-
tung tatig sind (vgl. & 53 Abs. 1, Ziff. 3a und 3b sowie & 53
Abs. 1, Ziff. 3 in Verbindung mit § 53a StPO). In der Folge
hieRe das, dass die deutliche Mehrheit der Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeiter betreute junge Menschen darauf hinwei-
sen misste, dass sie im Zweifelsfall in einem Strafverfahren
(vor Gericht, nicht bei einem Ermittlungsverfahren der Poli-
zei) gegen sie aussagen miissten. Beschéftigte freier Trager

1 Abschnitt 19 (4) in den Richtlinien fiir das Strafverfahren und das BuRRgeldver-
fahren (RiStBV) vom 1. Januar 1977, gedndert mit Wirkung vom 1. Januar 2016.
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unterliegen im Gegensatz zu denen 6ffentlicher Trager der
Jugendhilfe nicht dem Erfordernis der Aussagegenehmigung
nach § 54 StPO und kénnen sich darauf nicht zuriickziehen.

Trotzdem gilt auch fiir Gerichte, dass sie, wenn sie personen-
bezogene Daten statt beim Betroffenen bei einer nicht-
offentlichen Stelle erheben wollen (zum Beispiel dem freien
Tréger der Jugendhilfe), sie dieser Stelle die Rechtsvorschrift,
die sie zur Auskunft verpflichtet, nennen miissen. Gibt es die-
se Rechtsgrundlage nicht, sind die Angaben freiwillig. Auch
darauf muss aktiv hingewiesen werden. Zuldssig ist die Daten-
erhebung nur, wenn eine Rechtsgrundlage dazu ermachtigt
oder das Einverstandnis des Betroffenen vorliegt (§ 13 BDSG).
Rechtsgrundlage konnte zum Beispiel die Uberwachung der
Lebensfiihrung und Erfillung von Auflagen und Weisun-
gen sein. Nach 88 453b, 454 Abs. 4 Satz 1 StPO iiberwacht
das Gericht in allen Fillen der Strafaussetzung zur Bewédh-
rung (8 56 StGB, § 21 )JGG) und der Aussetzung des Strafres-
tes zur Bewshrung (88 57, 57a StGB, § 88 JGG). Dasselbe gilt,
wenn die Vollstreckung eines Strafarrestes oder des Restes
eines Strafarrestes oder die Verhdngung der Jugendstrafe zur
Bewdhrung ausgesetzt ist (8 14a WStG, § 27 JGG).
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Welche ambulanten sozial-
padagogischen Angebote gibt
es in Berlin?

Allgemeine Regelungen und Vorgaben
Die Berliner Leistungsangebote sind durchgangig gegliedertin:

Zielgruppe (Adressatinnen und Adressaten des Angebotes)

Richtungs- und Handlungsziele (Umfassend in den Kon-
zeptionen der Leistungsanbieter der freien Jugendhilfe
dargestellte ,Oberziele)

« Methode (einzusetzende sozialpddagogische Interven-
tionstechniken)

Regelleistungen (Beschreibung des Handlungs- und Ver-
laufsfadens der jeweiligen Malknahmen)

Personelle Voraussetzungen (Sozialpadagogische Fach-
krafte, die iiber eine personliche und fachliche Qualifika-
tion bezogen auf den speziellen Auftrag des Leistungsan-
gebotes verfiigen (staatlich anerkannte Diplom/Bachelor
Sozialarbeiter oder Diplom/Bachelor Sozialpddagoginnen
oder Personen mit einer entsprechend gleichwertigen Aus-
bildung))

Dauer und Umfang (entsprechend der jugendgerichtlichen
Weisung oder Auflage nach 88 10, 15 JGG.)

Berechnungsgrundlage. (Eine Fachleistungsstunde um-
fasst 60 Minuten. In ihr enthalten sind alle Aufwendungen

fur erstens fallbezogene Leistungen wie Gesprédche mit
den jungen Menschen, Gesprache mit deren Eltern oder
anderen Bezugspersonen, Vor- und Nachbereitung der
Gesprédche, Erstellung von Berichten, Dokumentation des
Hilfeverlaufs, Kooperation mit dem Jugendamt und zwei-
tens Leistungen zur Qualitatsentwicklung (wie kollegiale
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Beratung, Qualitétszirkel, externe Supervision, Fort- und
Weiterbildungen))

« Umgang mit Fehlzeiten (Regelung und Verfahren bei vom
MaRnahmenempfanger verursachten unentschuldigten
Abwesenheiten)

Qualitatsentwicklung (Festlegung der Verpflichtungen des
Trédgers zu regelmaRigen Forthildungen, externer Super-
vision und Teilnahme an Fachveranstaltungen sowie zur
Durchfiihrung von regelmali-
gen Qualitatsdialogen mit der
fiir Jugend zustandigen
Senatsverwaltung unter Ein-
bezug der bezirklichen Jugend-
dmter zur Qualitdtssicherung).

In Berlin gibt es, neben genau
definierten Leistungsangeboten
fiir ambulante sozialpddagogi-
sche Angebote nach dem JGG,

auch sogenannte Modellprojekte.

Modellprojekte in Berlin

Eine Ubersicht tiber aktuelle Modellprojekte finden Sie
ebenfalls auf unserer Internetseite sowie iiber die Home-
page der Clearingstelle - Netzwerke zur Prdvention von
Kinder- und Jugenddelinquenz der Stiftung SPI.

Bei den Modellprojekten handelt es sich um Angebote, die
auf aktuelle Entwicklungen sowie Erkenntnisse neuer wis-
senschaftlicher kriminologischer Forschung bedarfsorien-
tiert entwickelt und angepasst werden, wie zum Beispiel zum
Ubergangsmanagement zwischen Jugendarrest/Jugendstraf-
vollzug und Wiedereingliederung in die Freiheit oder aufsu-
chende Interventionen zur Verhinderung von Intensivstrafta-
terkarrieren sowie spezielle Angebote fiir delinquente junge
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Menschen mit Migrationshintergrund. Sie werden tiber Zu-
wendungen der Senatsverwaltung finanziert. Der Zugang
wird tiber die Bewdhrungshilfe im Rahmen der Bew&hrungs-
aufsicht oder tiber die Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/
Jugendgerichtshilfe (JGH) bei deren Aufgabenwahrnehmung
zur Wiedereingliederung nach Arrest- oder Haftentlassung
oder iiber das Vorverfahren/Diversion (Diversionsrichtlinie)
hergestellt.

Im Gegensatz zu den Modellprojekten werden die ambulan-
ten sozialpddagogischen Angebote nach dem JGG kostensatz-
bzw. einzelfallbezogen durch das 6rtlich zustandige Jugend-
amt finanziert (§ 50 AG KJHG).

Die ambulanten sozialpddagogischen Angebote werden von
der Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichts-
hilfe (JGH) in das gerichtlichen Verfahren eingebracht und von
Tragern der freien Jugendhilfe vorgehalten. Es wird zwischen
Einzel- und Gruppenangeboten unterschieden.

Die Angebote

1. Einzelangebote

Beratungsgespriche/Beratungseinheit

Fiir Jugendliche und Heranwachsende, deren Straftat erken-
nen ldsst, dass sie Probleme in klar abgegrenzten Bereichen
haben oder sie angebotene Hilfen noch nicht annehmen kén-
nen. Die Probleme kdnnen beispielsweise im Sozialverhalten,
in der Schule, in der Ausbildung oder im Elternhaus bestehen.
Die Beratungsgesprache sollen bewirken, dass diese Schwie-
rigkeiten durch professionelle Hilfe kurzfristig l6sbar sind. Es
wird eine bestimmte Anzahl von Gesprachsterminen verab-
redet, die einzuhalten sind.

Umfang: Eine Beratungseinheit umfasst drei Gespréchs-
termine. Es kdénnen bis zu drei Beratungseinheiten beauftragt
werden (neun Termine). Fiir eine Beratungseinheit werden 3,2
Fachleistungsstunden in Rechnung gestellt.
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Betreuungshilfe/Betreuungsweisung

Fir Jugendliche und Heranwachsende, deren strafbares Han-
deln noch keine Verfestigung erkennen ldsst, die aber der
langerfristigen individuellen Hilfestellung bei der Bearbei-
tung der Straftathintergriinde und bei der Bewdltigung von
aktuellen Problemlagen bediirfen. Mit ihnen wird tiber ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten oder einem Jahr ein fester
Betreuungsrhythmus vereinbart, den sie einhalten missen.
Betreuungshelferinnen und Betreuungshelfer sind immer
ausgebildete Sozialpddagoginnen und Sozialpddagogen bei
freien Tragern, der Bewahrungshilfe oder der Jugendhilfe im
Strafverfahren (JuHiS)/Jugendgerichtshilfen (JGH).

Umfang: 24 bis max. 72 FLS je nach Lange der Betreuungswei-
sung (in der Regel 6 Monate bis zu 1 Jahr).

Kompetenztraining/Einzeltraining

Fir Jugendliche und Heranwachsende, die sich dissozial oder
gewalttatig verhalten haben und deren Verhalten auf einen
erheblichen Mangel an sozialer Kompetenz hinweist. Sie sind
tiber ein Einzeltraining gut zu erreichen. Der Schwerpunkt
liegt in der gezielten Férderung der psychosozialen und emo-
tionalen Kompetenzen.

Umfang: mindestens 15 Einzelsitzungen (in der Regel 1 bis 2
Treffen/Woche).

Sozialkognitives Einzeltraining ﬁ
Fir Jugendliche und Heranwach- =
sende, die sich wiederholt dissozial 1

oder gewalttatig verhalten haben

und deren sozialkognitive Kompe-

tenz nicht ausreichend entwickelt ist. Sie sind tiber ein ma-
nualisiertes/modularisiertes Einzeltraining gut zu erreichen.
Der Schwerpunkt liegt in der gezielten Férderung der Affekt-
steuerung und Emotionen sowie zu moralischem Verhalten
mit dem Ziel einer besseren zukiinftigen Konfliktbewaltigung.

Umfang: mindestens 40 Einzelsitzungen.
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Vermittlung in nicht pddagogisch betreute
Arbeitsleistungen/Freizeitarbeiten

Fir Jugendliche und Heranwachsende, die zu Arbeitsleis-
tungen verurteilt worden sind. Sie sollen in einem jugend-
typischen, den jungen Menschen férdernden Bereich in ihrer
Freizeit Arbeitsleistungen erbringen.

2. Gruppenangebote

Pddagogisch betreute Arbeitsleistungen/Freizeitarbeiten
Jugendliche und Heranwachsende, die zu
P Arbeitsleistungen verurteilt worden sind,
sollen in Kleingruppen durch padagogi-
sche Fachkréfte angeleitet, wahrend ihrer
Freizeit Arbeitsleistungen erbringen. Die
Arbeitsleistungen kénnen unter anderem
einen Bezug zu dem von ihnen verursach-
h'_, ten Schaden, zum Beispiel bei Sachbesché-
| digungen durch Graffiti, haben. Mit den
' jungen Menschen soll wahrend dieser Zeit
unter anderem tiber ihre Straftat oder ihre

Probleme geredet werden.

Umfang: In der Regel 4 Arbeitsstunden pro Tag und insgesamt
40 Arbeitsstunden.

Soziale Trainingskurse

Fiir Jugendliche und Heranwachsende, die bereits mehrere
Male straffillig geworden sind und die erkennbare Schwierig-
keiten im Uberwinden delinquenten Verhaltens haben. Sie
haben ausgeprédgte Verhaltensauffdlligkeiten im Sozial-
bereich und sind bereits durch Gewalttaten in Erscheinung
getreten. Daher sollen Sie in einem iiberschaubaren, metho-
disch und didaktisch angeleiteten Setting Grundziige des
sozialen Lernens vermittelt bekommen. Zum Beispiel werden
die Jugendlichen/Heranwachsenden in Gruppenabenden zu
folgenden Themen angeleitet und begleitet:
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« Konsum/Missbrauch von Suchtmitteln

Sensibilisierung fur das Thema Ausgrenzung/Rassismus/
Fremdenfeindlichkeit/Vorurteile

Reflexion der eigenen Straftat zugrunde liegender Hand-
lungsmuster

Erkennen und Ausdriicken von Geftihlen, um Korpersignale
sicher zu interpretieren sowie die Schulung einer differen-
zierten Selbst- und Fremdwahrnehmung/Férderung des
Erkennens eigner und fremder Grenzen (Selbstbehaup-
tung und -kontrolle), im Sinne der Férderung von Frus-
trationstoleranz, um mit Gefiihlen wie Wut, Stress oder
gewaltvollen Impulsen einen konstruktiven Umgang zu
ermoglichen

Erlernen einer Perspektiviibernahme, im Sinne einer Neu-
bewertung der Folgen des eigenen Handelns aus der Sicht
des Gegeniibers

Erweiterung der Verantwortungsiibernahme und des Prob-
lembewusstseins

Forderung der Kommunikations- und Konfliktfahigkeit

Perspektiventwicklung, in dem realistische Fern- und Nah-
ziele fiir den privaten, schulischen und beruflichen Bereich
entwickelt werden.

Umfang: mindestens 12 Gruppentermine zuziiglich Einzel-
gesprdche (= FLS).

Suchtpréventive Trainingskurse

Fiir Jugendliche und Heranwachsende, deren Straftaten
erkennen lassen, dass sie stark suchtgefahrdet sind. Der
Schwerpunkt liegt in der Festigung von Konfliktlésungs- und
Anderungskompetenzen zur besseren Bewiltigung von Risi-
kosituationen und Einsch&dtzung der Gefahrdungspotenziale.

Umfang: 30 bis max. 65 FLS zuziiglich Einzelgesprache.
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Themenspezifische Kurzzeitkurse

Fuir Jugendliche und Heranwachsende, die zur Uberwindung
ihres dissozialen Verhaltens einer (kurzzeitigen) sozial-
pddagogischen Unterstiitzung bediirfen und vom sozialen
Lernen in einer Gruppe profitieren konnen. Der Schwerpunkt
liegt auf der padagogischen Aufarbeitung des Fehlverhaltens
und der Férderung personlicher Ressourcen sowie der Erarbei-
tung alternativer Verhaltens- und Problemlgsungsstrategien.

Umfang: 12 bis maximal 24 FLS sowie Vor- und Abschluss-
gesprdch.

Verkehrserziehungskurse

Fiir Jugendliche und Heranwachsende, die wegen ihrer Straf-
taten im Strallenverkehr einer sozialpddagogischen Hilfe-
stellung bei der Bewaltigung ihrer Probleme bediirfen. Der
Schwerpunkt liegt in der Entwicklung sozial addquater Hand-
lungskompetenz auf der Grundlage des StralRenverkehrsrech-
tes und der Scharfung des Problembewusstseins.

Umfang: 4 Gruppentreffen mit insgesamt 15 FLS.
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Spezielle ambulante sozialpidagogische Angebote fiir

1. Jugendliche mit Migrationshintergrund

Junge Menschen mit Migrationshintergrund oder
Fluchterfahrung haben die gleichen Rechte auf Erzie-
hung, eingliedernde und den entstandenen Schaden
wiedergutmachende Leistungen. Sie diirfen nicht da-
durch, dass sie nicht ausreichend deutsch sprechen,
benachteiligt werden und ggf. in der Untersuchungs-
haft verschwinden, weil vermeintlich nichts greift. Eine
Reihe von Tragern verfiigt iiber mehrsprachige und
kultursensible Mitarbeitende. Zudem arbeiten viele
Trdger mit ausgebildeten Dolmetscherinnen und Dol-
metschern zusammen.

2. junge Menschen im Arrest oder in der Haft (ein

gezieltes Ubergangsmanagement in Berlin)

Die Resozialisierung straffdllig gewordener junger
Menschen ist eine Gemeinschaftsaufgabe vieler Insti-
tutionen und letztlich auch der Gesellschaft. Es liegt
im Interesse aller, dass junge Inhaftierte bestmaglich
auf ein Leben in Freiheit vorbereitet sind. Dazu ist es
erforderlich, dass sie auf Hilfe- und Kontrollstruktu-
ren treffen, die miteinander verzahnt sind und ihnen
den Zugang zu bereits bestehenden oder zu schaffen-
den Hilfsangeboten ermaglichen. Neben den verschie-
denen Fachdiensten im Jugendstrafvollzug gibt es in
Berlin deshalb unterschiedliche Angebote externer Tra-
ger und Institutionen fiir die jungen Menschen.

Weitere Informationen finden Sie unter:
www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendkriminalitaet/

www.stiftung-spi.de/projekte/clearingstelle/
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Ein passendes Angebot finden

Wir hoffen, lhnen mit dieser Broschiire bereits einen guten
Uberblick tiber die in Berlin zur Auswahl stehenden ambulan-
ten sozialpadagogischen Angebote gegeben zu haben. Zum
Schluss méchten wir Ihnen nochmals unsere Internetseite und
die der Clearingstelle - Netzwerke zur Prévention von Kinder-
und Jugenddelinquenz der Stiftung SPI ans Herz legen. Diese
soll Sie in lhrer praktischen Arbeit zum Beispiel bei der Aus-
wahl eines passenden Angebotes unterstiitzen.

Die Informationen finden Sie hier
% www.berlin.de/sen/jugend/jugend/jugendkriminalitaet/

% www.stiftung-spi.de/projekte/clearingstelle/

Wir wiinschen lhnen viel Erfolg und Freude bei der Arbeit mit
den jungen Menschen.
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Bundesarbeitsgemeinschaft Ambulante Sozialpddagogische
Angebote fiir straffallig gewordene junge Menschen.

[% http://bag-asa.dvjj.de/

Cornel, Prof. Dr. H. (2009): Schweigepflicht, Anzeigepflicht,
Zeugnisverweigerungsrecht. In: Clearingstelle Jugendhilfe/
Polizei (Hg.): Durchsichten. Gesammelte und aktualisierte
Infobl&tter von 1998 bis 2009. Infoblatt Nr. 1 (S. 9 bis 11).
Berlin: Selbstverlag.

EJF gemeinniitzige AG - Opferfonds und Schadensfonds:

[% www.ejf.de/einrichtungen/kinder-und-jugendhilfe/
integrationshilfe/opferfonds-und-schadensfonds.html

Gesetze im Internet:

[k www.gesetze-im-internet.de

Heinz, Wolfgang (2017): Kriminalitat und Kriminalitatskon-
trolle in Deutschland - Uberblick 2015 Internet-Publikation:
Konstanzer Inventar Sanktionsforschung

[k www.ki.uni-konstanz.de/kis/Version 1/2017

Ostendorf, Heribert (2007): Jugendgerichtsgesetz 7. véllig
tiberarbeitete Auflage, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-
Baden

Positionspapier der DVJJ: ,, Zukunft schaffen! Perspektiven
fur strafféllig gewordene junge Menschen durch ambulante
MaRnahmen“ vom 13.10.2008

Richtlinien fiir das Strafverfahren und das BuRgeldverfahren
(RiStBV):

[k www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/
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Senatsverwaltung fir Bildung, Jugend und Familie:

« Jugend-Rundschreiben Nr. 7/2005: Leistungsbeschreibung
fiir ambulante MaRnahmen nach dem Jugendgerichtsge-
setz (JGG)

« Jugend-Rundschreiben Nr. 1/2013: Darstellung der ambu-
lanten Malinahmen und Projekte im Land Berlin nach dem
Jugendgerichtsgesetz (JGG)

 ,Umsetzung ambulanter Mallnahmen nach dem Jugend-
gerichtsgesetz (JGG) - Hilfen fiir straffillig gewordene
junge Menschen - sozialpddagogische Leistungsangebo-
te -“,Vortrag von Regina Latzer, SenBJW am 12.06.2014
beim SFBB

Senatsverwaltungen fiir Justiz, fiir Inneres und Sport und fir
Bildung, Wissenschaft und Forschung: Gemeinsame Allge-
meine Verfiigung tiber die vermehrte Anwendung des & 45
JGG im Verfahren gegen Jugendliche und Heranwachsende
(Diversionsrichtlinie) vom 24. August 2009. In: Landesverwal-
tungsamt (Hg.): Amtsblatt fiir Berlin, 59. Jg., September 2009,
S. 2241 ff.
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Die wichtigsten Abktirzungen erklart:

AG KJHG Gesetz zur Ausfiihrung des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes

ASOG Bln Allgemeines Sicherheits- und
Ordnungsgesetz Berlin

BAG ASA Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Ambulante
Sozialpddagogische Angebote fiir straffallig
gewordene junge Menschen

BDSG Bundesdatenschutzgesetz
BRVJuG Berliner Rahmenvertrag fiir Hilfen in

Einrichtungen und durch Dienste der
Kinder- und Jugendhilfe

BW Betreuungsweisung

DV]JJ e. V. Deutsche Vereinigung fiir Jugendgerichte
und Jugendgerichtshilfen e. V.

FLS Fachleistungsstunden
GG Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
JGG Jugendgerichtsgesetz
JGGAndG Gesetz zur Anderung des Jugendgerichtsgesetzes

JuHiS/JGH Jugendhilfe im Strafverfahren/Jugendgerichtshilfe

KJHG Kinder- und Jugendhilfegesetz

OWiG Gesetz tiber Ordnungswidrigkeiten

PDV Polizeidienstvorschrift

SGB VIl Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) -
Kinder- und Jugendhilfe

SGB X Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwal-
tungsverfahren und Sozialdatenschutz -

StGB Strafgesetzbuch

StPO StrafprozefRordnung

TOA Tater-Opfer-Ausgleich

wsta Wehrstrafgesetz

zJGH zentrale Jugendgerichtshilfe
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Diese Broschiire ist Teil der Offentlichkeitsarbeit des Landes

Berlin.

Sie ist nicht zum Verkauf bestimmt und darf nicht zur Werbung

fur politische Parteien verwendet werden.

Damit die Broschiire gut lesbar ist, haben wir bei geschlechts-
spezifischen Formulierungen abwechselnd die weibliche und die
mannliche Form verwendet. Selbstverstandlich ist dabei auch

das jeweils andere Geschlecht gemeint.



Senatsverwaltung
fur Bildung, Jugend
und Familie

beim=m

Bernhard-WeiR-Str. 6

10178 Berlin

Tel +49 (30) 90227-5050
www.berlin.de/sen/bjf
briefkasten @senbjf.berlin.de



	Ambulante sozialpädagogische Angebote nach dem Jugendgerichtsgesetz (JGG)
	Vorwort
	Inhalt
	Übersicht der Leistungsangebote nach dem JGG
	An wen richtet sich diese Broschüre?
	Was sind ambulante sozialpädagogische Angebote nach dem JGG?
	Grundgedanke des JGG – Pädagogischer Hintergrund und Wirksamkeit
	Leistungsbeschreibungen für ambulante sozialpädagogische Angebote nach dem JGG
	Berliner Qualitätsstandards
	Rechtliche Einordnung
	Weisungen und Auflagen des Gerichts
	Mitwirkung der Jugendhilfe
	Datenschutz
	Welche ambulanten sozialpädagogischen Angebote gibt es in Berlin?
	Ein passendes Angebot finden
	Literatur- und Quellenverzeichnis
	Impressum



